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STAATLICHES SCHULAMT KARLSRUHE 

Von den Personensorgeberechtigten und dem Schulkindergarten auszufüllen 

 

Antrag der Personensorgeberechtigten 
zur Aufnahme ihres Kindes in einen Schulkindergarten 

sollte spätestens bis 1.4. eines jeden Jahres am Staatliches Schulamt Karlsruhe gestellt werden 

 
Hiermit beantragen wir die Prüfung des Bedarfs auf ein  

Sonderpädagogisches Bildungsangebot im vorschulischen Bereich für unser Kind und 
dessen Aufnahme in einen Schulkindergarten. 

 

1. Angaben zur Person des Kindes  

Name, Vorname(n)  geb. am Nationalität 

      ☐ Mädchen 

☐ Junge 

☐ divers 

            

Diagnosen Verwendete Hilfsmittel seit Diagnose (Brille/ Hörgerät/Ci…) 

      
 
 

      

Personensorgeberechtigt sind/ist: (bei alleinigem Sorgerecht, bitte einen Nachweis beifügen) 

☐ beide Elternteile ☐ Mutter ☐ Vater ☐       

Aktuelle Adresse des/ der Personensorgeberechtigten 

Name, Vorname Straße/Nr. Postleitzahl/Ort  Tel.  E-Mail  

                              

                              

 

2. Warum kann ihr Kind auch mit einer Hilfe nicht den allgemeinen Kindergarten besu-
chen? 
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2.1 Selbstversorgung: eine dauernde Hilfe anderer Personen ist notwendig wegen 

Nahrungsaufnahme  

 Essen 

 Trinken 

 Sondennahrung 

Sauberkeitserziehung 

 Verweigert den Toilettengang                   kann alleine auf die Toilette gehen 

Begleitung  

 Toilettengang/  Wickeln /  mehrfach Umkleiden /  Waschen erforderlich 

 Medikamentengabe 

      

 An- und Auskleiden 

      

 Hilfsmittel 

      

 Sonstiges 

      

2.2 sozial emotionales Verhalten: Eine dauernde Betreuung durch andere Personen ist not-
wendig wegen 

 Verhaltensbesonderheiten (zutreffendes bitte unterstreichen) 

     tönen, geräuschempfindlich, lautieren, häufige Wein- und Schreiphasen 

 unkontrolliertes Entfernen, läuft weg  große Unruhe 

 gefährdet sich selbst, unkontrolliertes Entfernen  verletzt sich selbst 

 gefährdet andere (wodurch) 

      

 lässt sich beruhigen  ausgeprägte, andauernde Stereotypien / Verweige-
rung von Förder- und Gruppensituationen 

 stark eingeschränkte Möglichkeiten zum selbst-
ständigen Handeln  
* bitte unter Bemerkungen in Stichworten darstellen 

 Anbahnung / Unterstützung von (basalen) Kommu-
nikationsmöglichkeiten / therapeutische Angebote / 
Entspannungstherapien 

2.3 Kommunikations- und Interaktionsverhalten 

 nimmt nicht aktiv am Gruppengeschehen teil  wird von anderen Kindern/ Erwachsenen nicht ver-
standen 

 Reaktion bei Nichtverstandenwerden 

      

 das Kind ist in einer Gruppe mit 10 Kindern integ-
rierbar  

 kommt ins Spiel mit anderen Kindern 

 fühlt sich in einer Gruppe wohl  spiel alleine 

      

 

3. Vorschulische Einrichtung 

Hat das Kind eine vorschulische Einrichtung besucht, 
wenn ja, welche und seit wann? 

      

Wurde die Betreuungszeit reduziert?        

Wurde ein Antrag auf Integrationshilfe gestellt?       

Wurde dieser bewilligt? Wie viele Stunden wurden be-
willigt? 
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Konnte eine Person gefunden werden? Wurde die 
Hilfe beendet?  

         

Wurde der Betreuungsvertrag gekündigt? nein       Ja, ab       

Mein Kind wurde an keinem Kindergarten angemel-
det, weil… 

      

Mein Kind erhielt Frühförderung (Bitte benennen Sie 
hier die Einrichtung und den Zeitraum und legen Sie 
den Frühförderbericht bei) 

      

 

4. Wird der Bedarf auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot im vorschulischen 
Bereich festgestellt, wird zum aktuellen Zeitpunkt für das o.g. Kind die Aufnahme in 
folgenden Schulkindergarten gewünscht:  

Name des Schulkindergartens:        

 

5. Ich bin/ Wir sind einverstanden, dass bei Bedarf das zuständige Sozialamt über den 
Antrag informiert wird, da ggf. Kosten im Rahmen der Eingliederungshilfe entstehen. 

☐ Ich bin / wir sind damit einverstanden.  

☐ Ich bin / wir sind damit nicht einverstanden. 

 

6. Unterschrift der Personensorgeberechtigten  

  

  

Ort, Datum Unterschrift aller Personensorgeberechtigten 
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STAATLICHES SCHULAMT KARLSRUHE 
 

Einwilligung in die Datenverarbeitung und -weitergabe 
Entbindung von der ärztlichen Schweigepflicht (Stand 19.02.2020) 

 

Schweigepflichtsentbindung zum: 
Antrag Aufnahme in einen Schulkindergarten  
 Name, Vorname(n) 

      

☐ Mädchen 

☐ Junge 

☐ divers 

geb. am 

      

Personensorgeberechtigt sind/ist: 

☐ beide Elternteile ☐ Mutter ☐ Vater ☐       

 
☐ Ich willige / wir willigen ein, dass das Staatliches Schulamt Karlsruhe meine / unsere personenbezogenen Daten 

und die des o. g. Kindes zum Zweck der Prüfung und Bestätigung des Bedarfs auf ein sonderpädagogisches 
Bildungsangebot im vorschulischen Bereich und des geeigneten Schulkindergartens nach den jeweiligen da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen elektronisch in einer zentralen Datenbank verarbeitet. Zugriff auf diese Da-
ten haben nur damit zum Fall vertraute Mitarbeiter des Staatliches Schulamt Karlsruhe sowie die von diesem 
mit der sonderpädagogischen Diagnostik beauftragte Lehrkraft für Sonderpädagogik. Ich kann beim Staatliches 
Schulamt Karlsruhe Auskunft über die gespeicherten Daten und die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen. 
Meine / unsere Angaben zum Antrag sind freiwillig.  

☐ Ich bin / wir sind damit einverstanden, dass das Staatliches Schulamt Karlsruhe und die von diesem beauftragte 

Lehrkraft für Sonderpädagogik Daten, Informationen, Befunde und Gutachten über mein / unser Kind zum 
Zweck der Prüfung und Bestätigung des Bedarfs auf ein sonderpädagogisches Bildungsangebot im vorschuli-
schen Bereich und des geeigneten Schulkindergartens bei folgenden Stellen anfordern, besprechen, austau-
schen und in der zentralen Datenbank speichern darf. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, die 
Informationen vertraulich zu behandeln.  

☐ behandelnder Arzt (s. u. ausdrückliche Einwilligung):       

☐ Kinderklinik, SPZ (s. u. ausdrückliche Einwilligung):       

☐ zuständiges Jugendamt / Sozialamt:       

☐ (Schul-) Kindergarten:       

☐ Sonderpädagogische Beratungsstelle Frühförderung / Interdisziplinäre Frühförderung: 

      

☐       

Bitte kreuzen Sie an, für welche Stellen Ihre Einwilligung gelten soll. 
 

☐ Ich willige / wir willigen ausdrücklich ein, dass dabei Daten über die Gesundheit meines/ unseres Kindes wie 

vorstehend beschrieben verarbeitet werden dürfen. 

☐ Ich bin/ wir sind einverstanden, dass bei Bedarf an Leistungen der Eingliederungshilfe sonderpädagogische 

Berichte an das zuständige Amt zum Zweck der Genehmigung einer Kostenübernahme weitergegeben werden. 

 
Diese Einwilligung/en kann / können verweigert werden. Ferner kann eine einmal erteilte Einwilligung wider-
rufen werden.  
 
      

__________________________________________________________________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift(en)     
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Personensorgeberechtigte   

Information bei Erhebung und Verarbeitung von personenbezoge-
nen Daten zum Verbleib bei den Personensorgeberechtigten 
 
Mit diesem Merkblatt wird der Informationspflicht gem. Art. 13 und 14 der Datenschutz-Grundver-

ordnung (DSGVO) entsprochen.  

 

• Namen und Kontaktdaten des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen (ggf. auch seines Ver-

treters):  

 

[…] 

 

• Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten:  

 

[…] 

 

• Zwecke der Datenverarbeitung:  

 

Klärung des Bedarfs Aufnahme in einen Schulkindergarten 

 

• Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung:  

 

Die personenbezogenen Daten Ihres Kindes werden auf der Grundlage der jeweils erteilten 

Einwilligung verarbeitet.  

 

• Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten:  

 

Schulrat Sonderpädagogik und Pädagogische Mitarbeiter des Staatlichen Schulamts  

Lehrkraft der Sonderpädagogik, die mit Klärung des Bedarfs beauftragt wurde 

zuständiges Amt bei Bedarf an Leistungen der Eingliederungshilfe  

 

• Speicherdauer der personenbezogenen Daten oder Kriterien für die Festlegung dieser Dauer:  

 

Solange Verfahren der Prüfung und Besuch eines Schulkindergartens andauert  

 

• Sie haben folgende Betroffenenrechte:  

- das Recht auf Auskunft gegenüber dem Verantwortlichen über die betreffenden personen-

bezogenen Daten (Art. 15 DSGVO),  

- das Recht auf Berichtigung der sie betreffenden unrichtigen personenbezogenen Daten 

(Art. 16 DSGVO),  

- das Recht auf Löschung der sie betreffenden personenbezogenen Daten (Art. 17 DSGVO),  

- das Recht auf Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DSGVO),  

- das Recht auf Datenübertragbarkeit (Art. 20 DSGVO),  

- das Recht, eine erteilte Einwilligung jederzeit widerrufen zu können.  

 

Zudem besteht ein Beschwerderecht bei dem Landesbeauftragten für den Datenschutz. 


